
Absch r i f t  
1 D 795/57. 

Im Namen des Der es Chen Volkes 

In der  Strafsache gegen den Kaufmann E F 
in  Mannheim, zur Z e i t  i n  Untersuchungshaft im Gefängnis i n  Mannheim, 
wegen Rassenschande, 

hat das Beichsgerícht ,  1.strafsenat, i n  der  S i t zung  vom 
_3.Dexenber 19.37, an d e r  teilgenommen haben 

als R i c h t e r :  
der  *Senatspräs ident Dr.schultze 
und d i e  Reichsgeríchtsräte Raestrup, Dr .Zteg ler ,  
Rensch, .Dr Rohde, 

als Beamter d e r  Staatsanwaltschaf t :  
de r  Lancígerichtsrat Dr.Xe1 tech, 

a ls  Urkundsbeamter d e r  Geschäf t s s te l l e :  
de r  Sekretär Nina, 

auf d í e  Rev is ion  des Angeklagten nach mündl icher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

D i e  Rev is ion  gegen das U r te i l  des Landgerichts i n  Mannheim vom 
6..S'epte:ııber 1937 w i r d  verworfen; dem Angeklagten werden d i e  Kosten 
des Bechtsmi t te ls  aufer legt .  

Von 

1 

Rechts 

Gründe. 

wegen. 

1 .  Das Vorbringen unter „8~ d e r  Heutsionsbegründung, d i e  R e v i s i o n  
werde auch ,auf Jede sonst .1'estste11bare",Verletzuna des VerJ'ahrens= 
rechtes gestützt ,  enthält k e i n e  zulässige Rüge; § 344 Abs.2 StPO. 

2., 

ıı 
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Ve r= 

2 „  .Frau L ist als Zeugin in der Hauptverhandlung unbe= 

endigt geblieben, wie die Sitzungsniederschrift ergibt, „eémäß § 60 

Ziffer .3 StPO. ( Verdacht der Begünstigung )'. Die Revision rügt 

letzung des § 64 StPO. mit der Begründung, ,das Protokoll lasse nicht 
erkennen, in welcher Fbrm beschlossen worden sei, von der Beendigung 
abzusehen"~ Damit ist nur eine Uhuollständígkeít oder Unklarheit der 

Sitzungsníederschríft gerügt, also nur eine sogenannte Protokoll rüge 
erhoben. Sie kann der .Revision nicht zum Erfolge verhelfen; denn auf 

Mängeln der Sitzungsntederschrtft kann das Urteil nicht beruhen. 
5. Unbegründet ist die aus § 267 (Absatz 1) StPO. erhobene Rüge. 

Aus dem Urteil ist klar ersichtlich, welche Umstände und Erwägungen 
für das Landgericht bestimmend gewesen sind, den Angaben, die Frau, 
L in der Hauptverhandlung als Zeugin gemacht hat, nicht zu. 
glauben. Die Ausführungen, mit denen das Landgericht seine Auffassung 
in;diesem Punkte begründet, sind frei von inneren Widersprüchen, 
stoßen nicht gegen Lebenserfahrungen und berücksichtigen d i e  Tatsache, 
daß Frau L und auch der Angeklagte bei threr'polízeílichen` 
Vernehmung im .Ermittlungsverfahren unter einem gewissen DrUck insofern 
gestanden haben, als der vernehmende Polizeibeamte der Frau L 
erklärt hat, er werde sie während der„Dauer der Vernehmung wegen Ver= 
dachts der Begünstigung festnehmen. Die tat richterliche Beurteilung 
des Landgerichts zu der Frage, welche Bedeutung diesem UMstande für die 

Glaubwürdigkeit der Angaben .der Frau LI leínerseits im .Ermitt= 
lungsvenfahren unacndrersetts in der Hauptuerhandlung zukomme, kann 
nicht aus Hechts gründen beanstandet werden. Das gilt auch für die 
Beurteilung des persönl chef Find rucks, den das LandgeriCht von Frau 
L in der Hauptverhandlung gewonnen hat. Ur: der von der He= 
uisfbn beanstandeten Wendung ( an. S.8 )› sie habe,eínen'rassísch 
entarteten, verjudeten Eindruck" gemacht, hat das Landgericht die 
geistig=seelísche Wirkung ihres langjährigen Verkehrs mit dem Angek1aØ= 
ten gemeint, die sich in ihrer ganzen Persönlichkeit und `körfierlichen 
Erscheinung unverkennbar ausdnäcke..Das ist rechtlich einwandfrei. 

4. Die sachliche Nachprüfung des Urteils ergibt keinen Rechts= 

Fehler. Aus der bloßen Zugehörigkeit der Großeltern der Frau L 

zum euangeliscn=lutneríschen Glaubensbekenntnis folgt zwar noch 
nicht ohne weiteres, daß Frau L deutschblütig ist. Aber das 
Landgericht hat das nicht verkannt und díese'zugehörigkeit nur;als Be= 
weisanzeichen verwertet. Das ist rechtlich nicht zu beanstanden. 
gez.Schultze. Raestrup. Ziegler. 

ve rz 

Rensch . Rohde. 


